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Pressemitteilung 
 
 
 

Die Salvadorianische Regierung muss das Amnestiegesetz abschaffen und die 
Verantwortlichen für Hinrichtungen, Folterungen und "Verschwindenlassen", die während des 
brutalen bewaffneten Konflikts verübt wurden, der Justiz übergeben. Andernfalls riskiert die 
Regierung, zu Komplizen dieser Verbrechen zu werden, sagt Amnesty International am 24. 
Jahrestag der Unterzeichnung des Friedensvertrages. 
 
"Indem die Regierungsverantwortlichen die Übereinkünfte aus dem historischen 
Friedensabkommen ignorieren, verhöhnen sie auf grausame Weise die zehntausenden Opfer 
von Hinrichtungen, Folter und gewaltsamem "Verschwindenlassen" sowie deren Angehörige, 
die nicht mehr fordern, als ihr Recht auf Wahrheit, Gerechtigkeit und Wiedergutmachung," 
sagte Erika Guevara-Rosas, Leiterin der Amerika-Abteilung bei Amnesty International.  
 
"Die Entschlossenheit, mit welcher der salvadorianische Staat die Straffreiheit dieser 
Kriminellen gewährleistet, sendet die Botschaft, dass solche Taten akzeptiert und toleriert 
werden und niemand eine Strafe fürchten muss. In einem Land, welches heute unter einer 
schrecklichen Welle der Gewalt leidet, muss das Verhalten der salvadorianischen Behörden 
eine Verurteilung jeder Handlung zeigen, welche die Straflosigkeit der Verbrechen der 
Vergangenheit und der Gegenwart aufrechterhält." 

Weitere Informationen 

Das Friedensabkommen in El Salvador beendete den 12 jährigen Bürgerkrieg (1979-1992). 
Man schätzt, dass ungefähr 75.000 Personen brutal ermordet wurden und 8.000 Menschen 
während des Konflikts verschwanden.  
 
1993 verabschiedete das Parlament von El Salvador ein Amnestiegesetz, das Strafverfahren 
gegen diejenigen verhindert, die verdächtigt werden, Menschenrechtsverletzungen während 
des blutigen Konflikts begangen zu haben. 
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Kürzlich erneuerte Eloy Velasco, Richter des Nationalen Gerichtshofes von Spanien, den 
internationalen Haftbefehl von 2011 gegen circa 20 Offiziere, die beschuldigt werden, sich 
1989 an der Ermordung von sechs Jesuitenpriestern, einer Haushälterin und ihrer Tochter 
beteiligt zu haben. Bis heute sind die salvadorianischen Behörden diesem Haftbefehl nicht 
nachgekommen, der schon vor mehr als vier Jahren angeordnet wurde.   
 
In den letzten neun Monaten wurden zwei Ex-Offiziere, die während des bewaffneten Konflikts 
Verteidigungsminister gewesen waren, von den USA nach El Salvador abgeschoben, weil sie 
bei der Ausübung von Menschenrechtsverletzungen während des internen salvadorianischen 
Konflikts beteiligt waren. Keine der Forderungen nach Gerechtigkeit hat bisher in El Salvador 
zu Fortschritten geführt. 
 

 

 

Übersetzung:  

Amnesty International, El Salvador-Koordinationsgruppe 
Verbindlich ist das spanische Original:  
El Salvador debe abolir ley de Amnistía y enfrentar sangriento pasado  
15. Januar 2016 
 

 

 

 


